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WIR, DIE MITGLIEDER DER DEUTSCHEN DELEGATION DIE LINKE IM EUROPAPARLAMENT, WIR, DIE MITGLIEDER DER DEUTSCHEN DELEGATION DIE LINKE IM EUROPAPARLAMENT, 
VERURTEILEN OHNE WENN UND ABER, DEN RUSSISCHEN ANGRIFFSKRIEG AUF DIE UKRAINE VERURTEILEN OHNE WENN UND ABER, DEN RUSSISCHEN ANGRIFFSKRIEG AUF DIE UKRAINE 
ALS EKLATANTEN BRUCH DES VÖLKERRECHTS. ALS EKLATANTEN BRUCH DES VÖLKERRECHTS. 

Für diese Aggression gibt es keine Rechtfertigung. Wir fordern den sofortigen Stopp der russi-
schen Militäroperationen, den bedingungslosen Abzug aller russischen Truppen aus der Ukraine 
und die Aufnahme von ernsthaften Friedensgesprächen. Wir stehen fest an der Seite der vielen 
Ukrainerinnen und Ukrainer, die in diesen Tagen um ihr Leben bangen oder Tote und Verletzte zu 
beklagen haben. Die Bilder von Vätern, die von ihren Kindern und Familien getrennt sind, um ihr 
Land zu verteidigen, die Verunsicherung der vielen unschuldigen Kinder haben sich tief in unsere 
Herzen eingegraben. Das ukrainische Volk braucht jetzt dringend finanzielle und humanitäre Hil-
fe (ausführliche Erklärung der Delegation DIE LINKE im Europaparlament zur EP-Resolution zur 
russischen Invasion in die Ukraine 01.03.2022: https://bit.ly/3Lcs1PY).

Nach dem Kriegsbeginn in der Ukraine hat die Kommission am 8. März ihre Mitteilung zu „Re-
PowerEU“ vorgelegt. Darin hat sie zum ersten Mal eingestanden, dass die unsichtbare Hand 
des Marktes nicht alles auf magische Weise regelt. Die Empfehlungen zur Einführung staatlicher 
Preiskontrollen und zur Besteuerung von Windfall-Profiten der Konzerne, sind begrüßenswert. 
Ebenfalls positiv sind weitere Flexibilisierungen der Regeln für staatliche Beihilfen. Dennoch ist 
dies zu wenig und spät. Europa steht am Scheideweg und muss sicherstellen, dass der derzeitige 
Konflikt die dringend notwendige Energiewende nicht verzögert und die schwächsten Haushalte 
schützt, welche astronomische Rechnungen zahlen und die Hauptlast der Energiekrise tragen.
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VERBRAUCHER:INNEN SCHÜTZEN!VERBRAUCHER:INNEN SCHÜTZEN!

1) Sofort Maßnahmen - Jetzt! 1) Sofort Maßnahmen - Jetzt! 

Seit Monaten steigen europaweit die Energiepreise. Durch Russlands Angriffskrieg auf die Ukrai-
ne verschärft sich die ohnehin finanziell angespannte Lage für viele Haushalte und Unternehmen 
deutlich. Die Politik reagiert teils zynisch, wenn beispielsweise Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen zum Energiesparen aufruft. Als ob Menschen mit kleinen Einkommen noch viel 
sparen können. Die Politik muss Verantwortung übernehmen, jetzt handeln und wichtige Sofort-
maßnahmen ergreifen, um Haushalte zu entlasten und Energiearmut zu bekämpfen. Dazu brau-
chen wir einen Strompreisdeckel. Stromsperren für private Haushalte müssen verboten werden. 

Energiekonzerne, die derzeit aufgrund der hohen Gaspreise, die sie an Verbraucher:innen weiter-
geben, Rekordgewinne einfahren, müssen diese Maßnahmen mit einer Sondersteuer finanzieren. 
Darüber hinaus muss die Energiebesteuerung im Einklang mit einer sozial gerechten Energie- und 
Klimapolitik gestaltet werden, damit ärmere Haushalte, beispielsweise durch einen Öko-Bonus 
oder Klimageld, entlastet werden.

2) EU Energiemarkt - Reform 2) EU Energiemarkt - Reform 

Eine Reform der europäischen Energiemarkt-Architektur ist unumgänglich, denn sie trägt maß-
geblich zu den hohen Endverbraucherpreisen bei. Derzeit handeln die EU-Länder Energie auf 
den Großhandelsmärkten nach dem Auktionsprinzip. Das Ziel besteht darin, den Energiebedarf 
für jede einzelne Stunde des folgenden Tages genau zu decken. Die Märkte folgen damit einem 
Grenzkostenmodell, d. h., der endgültige Strompreis für den nächsten Tag ist an den Preis des 
teuersten Brennstoffs geknüpft, der zur Deckung der voraussichtlichen Nachfrage erforderlich 
ist. Wenn die erwartete Nachfrage das Angebot übersteigt, das mit sauberer Energie erzeugt 
werden kann, müssen teure fossile Brennstoffe eingesetzt werden. Der Strompreis wird dann 
an deren Wert geknüpft. Diese Kosten werden einfach an die Verbraucher:innen weitergegeben. 
Das Grenzkostenmodell, das Energiekonzernen unverhältnismäßige Supergewinne beschert, 
während es Verbraucher:innenpreise in die Höhe treibt, muss abgeschafft werden. Stattdessen 
brauchen wir eine Bepreisung, die erneuerbare Energien begünstigt, indem sie deren reale Kos-
ten widerspiegelt sowie Windfall-Profiten der Konzerne ein Ende bereitet. Im Rahmen der Kam-
pagne „Power to the People“ der Fraktion The Left im Europaparlament sollen entsprechende 
Konzepte gemeinsam mit der Zivilgesellschaft entwickelt werden.   
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3) Energie ist ein öffentliches Gut - Das Recht auf Energie3) Energie ist ein öffentliches Gut - Das Recht auf Energie

Energie ist keine Ware wie jede andere und stellt eine Grundvoraussetzung für die Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben dar. Versorgungssicherheit und Zugang zu Energie stellen wichtige 
öffentliche Dienstleistungen dar, auf die jede und jeder Anspruch haben muss. Wir fordern ein 
Recht auf Energie. Jahrzehntelang wurde auf effektive staatliche Lenkungsmöglichkeiten ver-
zichtet. Die Energiekrise der vergangenen Monate hat gezeigt, dass die Liberalisierung ihrem 
Versprechen, Preise für Verbraucher:innen zu senken, nicht erfüllt hat. Ganz im Gegenteil, die 
Liberalisierung hat wesentlich zu unserer Abhängigkeit von importiertem Erdgas beigetragen und 
ein System geschaffen, dass es großen Konzernen erlaubt, Rekordgewinne einzufahren, während 
Verbraucher:innen unter den steigenden Energiepreisen leiden. Marktorientierten Konzernen feh-
len schlicht die Anreize, im Interesse der Allgemeinheit auf die gegenwärtige Krise zu reagieren. 

In den kommenden Monaten wird darüber entschieden, ob die Energiewende für das Klima und 
unsere Energieunabhängigkeit gelingt. Dafür müssen wir das europäische Energiemodell radikal 
reformieren. Der Zugang zu Energie muss als ein öffentliches Gut betrachtet werden. Große Ener-
giekonzerne müssen vergesellschaftet werden. Genossenschaften, Stadtwerke und Bürger:inne-
nenergie sind stärker zu fördern. Nur so kann die Politik das Tempo der Energiewende forcieren. 
Die steigenden Energiepreise zeigen, dass Klimapolitik auch eine Frage der sozialen Gerechtig-
keit ist. Es braucht wirksame Instrumente, um zu verhindern, dass sich die soziale Spaltung in 
unserer Gesellschaft durch den Kampf gegen den Klimawandel nicht weiter verschärft. Der EU-  
Klima- Sozialfonds (SCF) ist ein wichtiges Instrument für eine sozial gerechte Klimapolitik und 
muss so gestaltet werden, dass er seine Aufgaben, die effektive Bekämpfung von Energie- und 
Mobilitätsarmut, auch erfüllen kann.



Die Linksfraktion THE LEFT im Europäischen Parlament führt seit Anfang des Jahres eine Kampagne gegen stei-
gende Energiepreise in der EU durch. Gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Organisationen verschafft die Links-
fraktion Verbraucher:innen, die unter den stark gestiegenen Energiepreisen leiden, Gehör und stellt neue, ge-
rechte und krisenfeste Modelle für eine zukunftsfähige Energieversorgung zur Debatte.

DAS ENERGIESYSTEM VON MORGEN GESTALTEN! DAS ENERGIESYSTEM VON MORGEN GESTALTEN! 

4) Abhängigkeit von importierten fossilen Rohstoffen4) Abhängigkeit von importierten fossilen Rohstoffen

Über die letzten Jahre haben Politik und Lobbyverbände unsere Abhängigkeit von importierten 
fossilen Rohstoffen erfolgreich aufrechterhalten. Fossile Energien erhalten nach wie vor erheb-
liche Subventionen. 2018 waren es mehr als 50 Mrd. EUR, mit denen die Energiewende blockiert 
wird. Die EU muss jährlich ca. 60% ihres Energiebedarfs durch Importe decken. 2020 kamen 
über 43.9% des Erdgases aus Russland, gefolgt von weiteren wichtigen Importeuren Norwegen 
(19.9%), Algerien (11.9%), Großbritannien (5.5%) und USA (5%). Beim Erdöl zeichnet sich ein ähn-
liches Bild ab, wo 25.5% der Importe aus Russland kamen, gefolgt von USA (9.5%), Kasachstan 
(9%), Nigeria (8.6%), Norwegen (8%) und Saudi-Arabien (6.6%). Damit ist und bleibt die Energie-
versorgung in Europa ein Spielball der Politik. Der einzige Weg, sich diesem Trend zu entziehen, 
liegt im radikalen Ausbau erneuerbarer Energieanlagen und einem Ende von Subventionen für 
fossile Energien.

Es ist bedauerlich, dass die Kommission in ihrer Mitteilung RePowerEU Leitlinien für die Diversi-
fizierung der Gasversorgung in Europa vorgibt, die unsere Abhängigkeit einfach von einem Gas-
lieferanten auf einen anderen Gaslieferanten verlagern sollen. US-LNG, Erdgas aus Katar, Öl aus 
Saudi-Arabien sind jedoch weder im Sinne der Demokratie noch der Klimaziele eine Lösung. Zu-
dem wäre es für Verbraucher:innen fatal, wenn jetzt günstige Langzeitverträge mit Russland be-
endet und durch Einkäufe zu enorm hohen Weltmarktpreisen ersetzt werden müssten, die durch 
Spekulationen weiter in die Höhe getrieben werden. Wir können uns leider nicht über Nacht vom 
russischen Gas verabschieden und es sollte bis auf weiteres genutzt werden, um die Vorräte für 
den nächsten Winter aufzufüllen. 

Nordstream II einzustellen war in der derzeitigen Situation die richtige Entscheidung. Ohnehin 
wird nach wie vor viel zu stark in fossile Infrastruktur investiert und auch die europäische Liste 
der Projekte von gemeinsamen Interesse (PCI Liste) beinhaltet fast 30 große Gasprojekte, die 
nicht mit der Erreichung der Klimaziele in Einklang zu bringen sind. Solche Infrastruktur hat eine 
Lebensdauer von ca. 60 Jahren, deshalb sollten heute nur noch Projekte genehmigt werden, die 
auch mit der angestrebten EU-Klimaneutralität bis 2050 vereinbar sind. LNG-Terminals für US-
amerikanisches Fracking Gas sind dies nicht.  
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5) Kernenergie und Kohle sind keine Alternative 5) Kernenergie und Kohle sind keine Alternative 

Selbst in friedlichen Zeiten besteht immer die Gefahr desaströser Unfälle wie in Tschernobyl und 
Fukushima. Der Beschuss von Saporischschja, dem größten Kernkraftwerk Europas, zeigt auch, 
dass die Gefahr in Kriegszeiten ungleich höher ist. Kernkraftwerke stellen potenzielle Ziele wäh-
rend Kriegshandlungen und für Terrorangriffe dar. Einer solchen Gefahr dürfen wir Bürger:innen 
nicht aussetzen. Darum ist ein europaweiter Atomausstieg nötig. Es darf keine Laufzeitverlänge-
rungen geben und wir lehnen die Aufnahme von Kernenergie und Gas in die Taxonomie katego-
risch ab. Der Vorschlag der Kommission, Kernenergie und Gas in die EU-Taxonomie für nachhalti-
ge Investitionen aufzunehmen, droht nicht nur den Green Deal und die globalen Bemühungen im 
Kampf gegen den Klimawandel zu untergraben, sondern auch unsere Abhängigkeit von fossilen 
Importen zu verlängern. Das ist in der gegenwärtigen Situation schlichtweg unverantwortlich und 
inakzeptabel.  
Die globalen Auswirkungen und die Zerstörungskraft des Klimawandels lassen sich leicht mit so 
manchen Kriegsfolgen messen. Eine Rückkehr zur Kohle wäre daher fatal und kontraproduktiv. 
In Deutschland muss bis 2030 Schluss mit der Kohle sein, an diesen Beschlüssen sollte nicht 
gerüttelt werden. Viel wichtiger wäre es, den Strukturwandel sozial und ökologisch zu gestalten 
und weitere Mittel zur Verfügung zu stellen, um in die Schaffung von Arbeitsplätzen bei Her-
stellung und Betrieb von Erneuerbaren Energien zu investieren. Das wäre mit dem europäischen 
Just Transition Fund (JTF) möglich gewesen, darum lehnen wir die Mittelverrechnung des JTF mit 
den Zusagen aus dem Strukturstärkungsgesetzt strikt ab. Der JTF sollte wie von europäischen 
Gesetzgebern beabsichtigt eingesetzt werden.
Wir müssen unbedingt am Green Deal festhalten, denn er trägt auch zu einer effizienten Ressour-
cennutzung bei, die jetzt wichtiger ist denn je. 
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6) Der Weg zur Energieunabhängigkeit6) Der Weg zur Energieunabhängigkeit

Nur ein dezentrales, auf erneuerbaren Energien basierendes Energiesystem kann krisenfest sein 
und den Herausforderungen des Klimawandels in unsicheren Zeiten begegnen. Dazu muss zu 
allererst die Infrastruktur für volatile Stromerzeugungsanlagen ausgebaut werden. Dringende In-
vestitionen müssen in den Bereichen Sektorenkopplung, Energiespeicherkapazitäten und Las-
tenmanagement getätigt werden. Die Einplanung von Redundanzen in Form dezentraler und teil-
autonomer Netze (z.B. kommunale Energiequartiere) tragen dabei zur Widerstandfähigkeit des 
Energiesystems bei. Dadurch können auch viele gute Arbeitsplätze entstehen, nicht nur bei Bau, 
Betrieb und Wartung, sondern auch in der Industrie und bei Zulieferern, die die Anlagen produ-
zieren. Zum Vergleich: der Betrieb von Windanlagen an Land erfordert im Schnitt 559 pro GW, 
Offshore-Anlagen sogar 1.839 Beschäftigte, neue Braunkohlekraftwerke benötigen dagegen ge-
rade einmal 250 Beschäftigte pro GW. 

AKTIVE INDUSTRIEPOLITIK WAGEN!AKTIVE INDUSTRIEPOLITIK WAGEN!

7) Strategische Wertschöpfungsketten aufbauen  7) Strategische Wertschöpfungsketten aufbauen  

Als Reaktion auf die Pandemie hat die EU ihre Industriestrategie mit dem Ziel überarbeitet stra-
tegisch wichtige Wertschöpfungsketten wieder in der EU anzusiedeln (On-Shoring). Mit Blick auf 
die Klimaziele und eine strategische Energieunabhängigkeit ist es unerlässlich, auch strategische 
Wertschöpfungsketten für Erneuerbare Energieanlagen und die notwendigen Speicherkapazitä-
ten und notwendige Infrastruktur mit Hilfe einer aktiven Industriepolitik aufzubauen, um Liefer-
engpässen vorzubeugen und die Energiewende zu beschleunigen. Eine aktive Industriestrategie 
kann auch zum gerechten Strukturwandel in Kohleregionen beitragen, wie es beispielsweise in 
der Offshore-Strategie der Kommission angedeutet wurde. 
 

POWER TO THE PEOPLE! POWER TO THE PEOPLE! 

8) Wem gehört das Energiesystem von morgen? 8) Wem gehört das Energiesystem von morgen? 

Es ist an der Zeit, neue, gerechte und krisenfeste Modelle für eine zukunftsfähige Energiever-
sorgung zur Debatte zu stellen. Unsere Antwort ist klar: ein erneuerbarer, fairer, krisenfester und 
dezentralisierter Energiesektor ist möglich! 
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Eine Europäische Energie Union muss solidarisch strukturiert sein, um Kooperation z.B. im Off-
shore-Sektor zu stärken und die gemeinsame Herausforderungen durch die Schaffung von Syn-
ergien besser zu meistern.  

Die Linksfraktion THE LEFT im Europäischen Parlament wird sich im Rahmen ihrer Kampagne 
weiter gegen steigende Energiepreise in der EU einsetzen und Bürger:innen und der Zivilgesell-
schaft Gehör verschaffen, wenn es darum geht das Energiesystem von morgen zu definieren. 
Bürger:innen haben ein Recht auf erschwingliche Energie aus erneuerbaren Quellen. Dafür for-
dern wir die Vergesellschaftung großer Energiekonzerne und einen Energiesektor, in dem Stadt-
werke, Bürger:innenenergie-Genossenschaften und Mieterstrom die Vorzüge der Energiewende 
direkt an Bürger:innen weitergeben. 

Energie ist ein öffentliches Gut! Energie ist ein öffentliches Gut! 

Sie muss für alle erschwinglich sein!Sie muss für alle erschwinglich sein!
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